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Zentrales Interesse der Bürger in einer
digitalen Informationsgesellschaft ist der
offene Zugang zu Information und Wis-
sen für politische Partizipation, Bildung,
Wissenschaft und Kultur. Von der Novel-
lierung des Gesetzes zur Regelung des
Urheberrechts in der Informationsgesell-
schaft (UrhG) sollte man daher erwarten,
dass es diesen Interessen der Bürger
Rechnung trägt. Leider wird der Bürger
in diesen Erwartungen von der rot-
grünen Bundesregierung gründlich ent-
täuscht: Schon in der UrhG-Novelle vom
10.09.2003, die als »1. Korb« einer Reihe
von Novellierungsschritten beschlossen
wurde (BGBl. I S. 1774), werden vor
allem die Rechte der Verwerter von Ur-
heberrechten – wohl bemerkt: nicht die
Rechte der Urheber, Autoren und Kreati-
ven selbst! – einseitig gestärkt. Die Rech-
te der Allgemeinheit zur Nutzung digita-
ler Medien und Werke wurden dagegen
erheblich eingeschränkt. Auch im
»2. Korb«, der seit dem 27.09.2004 als
Referentenentwurf des Bundesministeri-
ums der Justiz (BMJ) vorliegt, wird diese
Tendenz fortgesetzt. Das gilt vor allem
auch für die Nutzung zu Zwecken von
Bildung und Wissenschaft. 

Zur Erläuterung seien hier nur drei
Beispiele genannt: 
1. Mit dem § 52a UrhG (Öffentliche Zu-

gänglichmachung für Unterricht und
Forschung) wird – wenn auch unter
sehr einschränkenden Bedingungen –
zunächst für zulässig erklärt, veröffent-
lichte (kleine) Teile eines Werkes in
passwortgeschützten Intranets »zur
Veranschaulichung im Unterricht«
oder zu Forschungszwecken »für
einen bestimmt abgegrenzten Kreis
von Personen« zugänglich zu machen.

Dieser Paragraph schafft die urheber-
rechtliche Grundlage für das mit drei-
stelligen Millionenbeträgen von Bund
und Land geförderte E-Learning in
Schulen und Hochschulen und für die
netzbasierte wissenschaftliche Zusam-
menarbeit in Forschungsprojekten. 
Diese Regelung hat allerdings – einma-
lig in der deutschen Rechtsgeschichte!
– ein Verfallsdatum: Nach § 137k UrhG
ist der § 52a nach dem 31.12.2006
nicht mehr anzuwenden. Das heißt,
der netzbasierte Einsatz neuer Medien
zur Verbesserung der Qualität von
Unterricht und Lehre in Schulen und
Hochschulen sowie in wissenschaft-
lichen Kollaborationssystemen verliert
in knapp 2 Jahren seine Rechtsgrund-
lage. Die Potenziale der neuen Medien
dürfen dann in dieser Weise für Bil-
dung und Wissenschaft nicht mehr
genutzt werden. 

2. Zur Informationsversorgung der
Wissenschaft betreibt das deutsche
Bibliothekssystem – aufgebaut mit er-
heblichen öffentlichen Mitteln – den
leistungsfähigen Kopienversanddienst
»subito«. Darüber kann z. B. ein Stu-
dierender oder Diplomand in kürzes-
ter Zeit Kopien von wissenschaftlichen
Artikeln beziehen, die er für einen
Fachvortrag oder die Diplomarbeit
benötigt – für ca. 3 € pro Artikel. Der
Bundesgerichtshof hat 1999 diesen
Informationsdienst ausdrücklich für
zulässig und notwendig erklärt. 
Das Bundesministerium der Justiz
will nun diese Selbstversorgung der
Wissenschaft radikal einschränken
(§ 53a) und nur noch für die Fälle ge-
statten, in denen die Artikel nicht über
»Pay-per-View«-Angebot von einem
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»Mit der Antwort auf die Frage Wie zu-
gänglich sind Wissen und Information?
wird entschieden über die Bildungs- und
Entwicklungschancen jedes einzelnen
Bürgers in der Informationsgesellschaft wie
auch über die Chancen künftiger Generatio-
nen, auf dem vorhandenen Wissen aufbau-
en zu können. Die im Urheberrechtsgesetz
(UrhG) getroffenen gesetzlichen Regelungen
haben nachhaltigen Einfluss darauf, ob sich
in unserer Gesellschaft offene, vernetzte
Kommunikations- und Informationsstruk-
turen entwickeln können.« Mit diesen
Worten beginnt die Göttinger Erklärung des
Aktionsbündnisses »Urheberrecht für Bil-
dung und Wissenschaft« vom 5. Juli 2004.
Der Beitrag gibt einen knappen Überblick
über die aktuellen Entwicklungen in der
Diskussion um die Novellierung des Ur-
heberrechts, die unmittelbare und ggf. ein-
schneidende Auswirkungen auf Forschung
und Lehre haben wird.



Verlag zu beziehen sind. Die Verlage –
allen voran Elsevier - verlangen dafür
aber zehnfach höhere Preise. Welcher
Student kann sich unter solchen Be-
dingungen künftig noch die notwendi-
ge Literatur leisten? Zumal künftig die
Quellen nicht mehr gesichtet werden
können, weil sie verschlüsselt sind. Es
droht ein »digital divide« und ein Zu-
sammenbruch der wissenschaftlichen
Informationsversorgung in Deutsch-
land.

3. Mit der neu eingeführten Schranken-
regelung § 52b ist es zulässig, veröf-
fentlichte Werke aus Bibliotheksbe-
ständen an elektronischen Leseplätzen
»zur Forschung und für private Studi-
en« zugänglich zu machen. So sehr
auch zu begrüßen ist, dass z. B. inte-
ressante, bisher schwer zugängliche
Archivalien digitalisiert und so der
Öffentlichkeit zugänglich gemacht
werden können, so absurd ist in einer
vernetzten Informationsgesellschaft,
dass dies alles nur »in den Räumen
öffentlich zugänglicher Bibliotheken«
geschehen darf: Der Nutzer kann auf
diese Informationen nicht unabhängig
von Ort und Zeit über das Netz zugrei-
fen, sondern er muss persönlich in die
Räume der Bibliothek gehen, hoffen,
dass er dort einen freien »elektroni-
schen Leseplatz« vorfindet, und darf
nur dort diese Informationen ansehen.
Warum für derlei umständliche Infor-
mationsversorgung auch noch eine
Vergütung gezahlt werden soll, bleibt
völlig unerfindlich, da die Bibliothek
jedes Werk nur an so vielen digitalen
Plätzen anbieten darf, wie analoge
Exemplare davon im Bestand vorhan-
den sind.
Für das BMJ »erhalten diese Einrich-
tungen Anschluss an die neuen Medien
und die Medienkompetenz der Bevöl-
kerung wird gefördert.« 

Auch der Referentenentwurf vom
27.09.20041 sieht Information vor allem
als Ware, die von Wirtschaftsunterneh-
men vermarktet werden soll. Mit den
digitalen Techniken sollen hier neue,
bedeutende Geschäftsfelder erschlossen
werden. Für Zwecke der Bildung und
Wissenschaft dürfen die Potenziale der
digitalen Medien dagegen nicht in der

gebotenen Weise genutzt werden. Dabei
liegen gerade hierin die großen Chancen
für die künftige Entwicklung unserer
Gesellschaft. Denn wer Bildung und
Wissenschaft die Tür zur digitalen Wis-
sensgesellschaft versperrt, verbaut uns
allen – auch der Wirtschaft – in Deutsch-
land die Zukunft!

Anfang Juli 2004 hat sich daher das
Aktionsbündnis »Urheberrecht für
Bildung und Wissenschaft«2 formiert,
um den Bereichen Bildung und Wissen-
schaft mehr Gehör bei der weiter not-
wendigen Novellierung des Urheber-
rechtsgesetzes zu verschaffen und im
nun anstehenden »2. Korb« für mehr
Ausgewogenheit zwischen den Interes-
sen der Rechteverwerter und denen der
Allgemeinheit zu sorgen. Die Initiative
hierzu ging von der Deutschen Initiative
für Netzwerkinformation e.V. (DINI)
aus. DINI hat schon seit 2002 zum
»1. Korb« Stellungnahmen abgegeben,
damit im UrhG der Zugang zur digitalen
Information für Zwecke der Bildung und
Wissenschaft angemessen gewährleistet
wird. Auch haben in diesem Sinne zwei
Vertreter von DINI (Prof. Dr. E. Hilf, Uni
Oldenburg, und der Verfasser) in den
BMJ-Arbeitsgruppen zur Vorbereitung
des 2. Korbes mitgearbeitet. Ihre Forde-
rungen sind in der Stellungnahme vom
06.05.2004 zusammengefasst, in einen
Formulierungsvorschlag für die Geset-
zesnovelle umgesetzt und ausführlich
begründet.3 Auch mit dem BMJ-Referen-
tenentwurf zum 2. Korb hat sich DINI in
einer Stellungnahme ausführlich aus-
einander gesetzt.4

Wie sehr die bisherigen Regelungen
des Urheberrechtsgesetzes in Schulen,
Hochschulen und Forschungseinrich-
tungen auf Unverständnis und Empö-
rung stoßen, lässt sich gut an der rasan-
ten Entwicklung des Aktionsbündnisses
ablesen: In nur 6 Monaten haben sich
darin (Stand 22.01.2005) 190 wissen-
schaftliche Fachgesellschaften, Verbände
und Einrichtungen, Universitäten und
Schulen zusammengeschlossen. Über
2800 Persönlichkeiten aus Bildung und
Wissenschaft sind beigetreten und auch
die 6 großen Wissenschaftsorganisationen
Max-Planck-Gesellschaft, Fraunhofer-
Gesellschaft, Leibniz-Gemeinschaft,
Helmholtz-Gemeinschaft, Hochschul-

rektorenkonferenz sowie der Wissen-
schaftsrat unterstützen diese Initiative
mit Nachdruck. Alle haben die »Göttin-
ger Erklärung« vom 5. Juli 2004 unter-
zeichnet, in der das Aktionsbündnis
seine Ziele niedergelegt hat.5

Täglich schließen sich neue Fachge-
sellschaften und Persönlichkeiten dem
Aktionsbündnis an. Wer die Ziele des
Bündnisses unterstützt, ist zur Unter-
zeichnung der »Göttinger Erklärung«
und zur aktiven Mitwirkung herzlich
eingeladen!

Seit der Veröffentlichung des Referen-
tenentwurfs zum »2. Korb« setzt sich die
Lenkungsgruppe des Aktionsbündnisses
intensiv mit dieser Rechtsproblematik
auseinander. Am 26. November 2004
hat das Bündnis eine ausführliche Stel-
lungnahme vorgelegt, die die Interessen
von Bildung und Wissenschaft hervor-
hebt und konkrete Vorschläge für ein
ausgewogeneres Urheberrecht unter-
breitet.6 Erfreulicherweise hat die Kultus-
ministerkonferenz (KMK) Forderungen
zur UrhG-Novellierung aufgestellt, die
weitgehend mit denen des Aktionsbünd-
nisses identisch sind.

In den kommenden Monaten wird es
vor allem darum gehen, das weitere Ge-
setzgebungsverfahren aktiv zu begleiten,
unter den Parlamentariern in Bund und
Ländern für mehr Verständnis für die
Belange der Nutzer aus Bildung und
Wissenschaft zu werben und so dafür zu
sorgen, dass im Urheberrecht nicht ein-
seitig nur die Interessen der Rechtever-
werter berücksichtigt werden, sondern
dass auch die Rechte der Allgemeinheit
in der digitalen Informationsgesellschaft
angemessen ausgestaltet und gesichert
werden.

Dr. Hartmut Simon
Sprecher des Aktionsbündnisses
(bis Januar 2005)
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1 www.bmj.bund.de/media/archive/760.pdf
2 www.urheberrechtsbuendnis.de/
3 www.dini.de/documents/DINI-UrhG-

K2.pdf
4 www.dini.de/documents/DINI-UrhG-K2-

121104-CC.pdf
5 www.urheberrechtsbuendnis.de/

unterzeichner.html
6 www.urheberrechtsbuendnis.de/docs/

AB_Urheberrecht_BuW_261104.pdf




